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10. Wahlperiode 

15. 10. 86 


Sachgebiet 707 


Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Filmförderungsgesetzes 
— Drucksachen 10/5448, 10/6108 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Artikel 1 Nr. 34 (§ 66 a) 

Nach § 66 a wird folgender § 66 b eingefügt: 

»,§ 66 b 

Abgabe der Femsehveranstalter 

(1) Wer als Femsehveranstalter öffentlichen oder privaten 
Rechts Filme im Sinne des § 66 ausstrahlt, hat im Interesse des 
fümwirtschaftlichen Ausgleichs eine Abgabe an die Anstalt zu 
zahlen. 

(2) Die Höhe der Abgabe bemißt sich nach der Zahl der erreich- 
baren Femsehhaushalte. Sie beträgt je ausgestrahltem Film und 
für bis zu je 5 Mio. erreichbarer Haushalte 3500 DM. Von den 
Femsehveranstaltem produzierte oder koproduzierte Füme unter- 
liegen keiner Abgabe. 

(3) Die Femsehveranstalter off entliehen oder privaten Rechts 
können ihre Abgabepflicht durch einen angemessenen Beitrag an 
die Anstalt aufgrund eines Abkommens mit der Anstalt ablösen. 
Das 4. Film-Femseh- Abkommen gilt als ein solches Abkommen. 

(4) Wer bezahltes Fernsehen (Pay-TV) veranstaltet, hat eine 
Abgabe an die Anstalt in Höhe von 2 vom Hundert der Gebühren- 
oder Werbeeinnahmen abzuführen. " 

Bonn, den 15. Oktober 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 

Begründung 

Alle Auswerter von Fümen, also auch die Femsehveranstalter, 
müssen zur Fümförderung beitragen. Durch das 4. Füm-Femseh- 
Abkommen zur Förderung des deutschen Füms ist für das öffent- 
lich-rechtliche Fernsehen für die Jahre 1987 und 1988 eine Rege- 
lung gefunden worden. Aus Gründen der Gleichbehandlung ist es 
erforderlich, auch Femsehveranstaltem privaten Rechts eine 
Abgabepflicht aufzuerlegen. 
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